
 

 
  
     
   

 

 

HAUSANSCHRIFT Scharnhorststraße 34 - 37 
10115 Berlin 

  VERKEHRSANBINDUNG U6 Naturkundemuseum 
 S-Bahn Berlin Hauptbahnhof 
 Tram Invalidenpark 

 

Der Schutz Ihrer Daten ist uns wichtig. Nähere Informationen zum Umgang mit personenbezogenen Daten im BMWK können Sie 
der Datenschutzerklärung auf www.bmwk.de/Datenschutzerklärung entnehmen. 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz  11019 Berlin 

 Herrn  
Philipp Gröschel  
netzpolitik.org e.V.  
Schönhauser Allee 6/7  
10119 Berlin 
 
Ausschließlich per E-Mail: 
██████████████████████████  

 
Zugang zu amtlichen Informationen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG)  

Bescheid nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG)  
Ihr Antrag vom 01.06.2022 

 
 
 

Sehr geehrter Herr Gröschel, 

mit Antrag vom 01.06.2022 beantragten Sie eine Auflistung der Treffen (analog & digital) 

zwischen Bundesminister Habeck, seinen Staatssekretär:innen, Referats- und 

Abteilungsleiter:innen und Vertreter:innen des "Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt 

e.V." (DLR) zum Thema Future Combat Air System (FCAS) und die dazugehörige Infrastruktur 

seit Regierungsantritt bis jetzt; alle Protokolle oder Notizen von diesen Treffen; Schriftverkehr 

(analog & digital) zwischen dem Ministerium und Vertreter:innen des DLR zum gleichen Thema.  

Hierzu ergeht folgende Entscheidung: 

1. Ihr Antrag wird abgelehnt. 

2. Der Bescheid ergeht gebühren- und auslagenfrei. 
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Begründung: 

1. Ein Anspruch auf Informationszugang gemäß § 1 Abs. 1 Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

besteht nicht, da in dem von Ihnen angegeben Zeitraum zwischen den von Ihnen angegeben 

Personen zu dem von Ihnen angegebenen Thema keine Gespräche stattgefunden haben. Dem 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz liegen folglich auch keinerlei Protokolle, 

Notizen oder Schriftverkehr zu solchen Gesprächen vor. 

2. Die Kostenentscheidung beruht auf § 10 IFG. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz mit Sitz in Berlin und Bonn erhoben werden.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Dr. Pflugradt 


